
chen Sicherheit in den Beziehungen zwischen den Staaten des Warschauer Ver
trages und der NATO zur Verfügung zu stellen. Die DDR nimmt mit Anerken
nung die Bereitschaft der VRP zur Kenntnis, bei der Schaffung solcher Zonen 
konstruktiv mitzuwirken.

Hinsichtlich der Wiener Verhandlungen über die gegenseitige Reduzierung 
von Streitkräften und Rüstungen in Mitteleuropa stellten beide Seiten fest, daß 
die kürzlich unterbreiteten neuen Vorschläge der sozialistischen Länder eine 
reale Grundlage für die praktische Vorbereitung einer entsprechenden Verein
barung bilden. Nach Meinung der DDR und der VRP ist es erforderlich, daß die 
westlichen Verhandlungsteilnehmer politischen Willen und die Bereitschaft zei
gen, tatsächlich zum Abschluß einer Vereinbarung beizutragen, die eine Ver
ringerung des militärischen Potentials in diesem besonders gefährdeten Gebiet 
einleiten würde.

Die Bemühungen zur Beseitigung der chemischen Waffen in Europa stellen 
eine wichtige Richtung im Kampf für die Festigung des Friedens und der Sicher
heit auf unserem Kontinent dar. Die DDR und die VRP treten für eine enge 
Zusammenarbeit mit anderen europäischen Staaten bei der Suche nach positiven 
Lösungen für dieses aktuelle Problem ein.

Die Deutsche Demokratische Republik und die Volksrepublik Polen begrü
ßen den bevorstehenden Abschluß des Madrider Treffens mit einem substan
tiellen und ausgewogenen Abschlußdokument. Das wird zur effektiven Fort
setzung des KSZE-Prozesses beitragen. Von besonderer Bedeutung ist die ver
einbarte Konferenz über Vertrauens- und sicherheitsbildende Maßnahmen und 
Abrüstung in Europa. Beide Seiten bekräftigten ihre Treue zu den Prinzipien 
der Schlußakte der KSZE und betonten, daß das Wesen des in Helsinki begon
nenen Prozesses unverändert in echter Sicherheit, in einer von Diskriminierung 
freien, auf der Achtung der Prinzipien des Völkerrechts beruhenden gegensei
tig nützlichen Zusammenarbeit und im Dialog zwischen allen Signatarstaaten, 
ungeachtet ihrer Größe und Gesellschaftsordnung, besteht.

Erich Honecker und Wojciech Jaruzelski stellten fest, daß die politisch-terri
torialen Realitäten und die internationalen Vereinbarungen und Verträge, die 
die Ergebnisse des zweiten Weltkrieges und der Nachkriegsentwicklung in 
Europa völkerrechtlich fixieren, die Grundlage für die ständige Entwicklung von 
Beziehungen guter Nachbarschaft, der Zusammenarbeit und des Vertrauens 
sind. Sie wurde in gemeinsamer Anstrengung der europäischen Staaten geschaf
fen. Alle Versuche, diese Realitäten in Frage zu stellen, verschärfen das poli
tische Klima, belasten die internationalen Beziehungen und widersprechen dem 
unveräußerlichen Recht der Völker auf ein Leben in Frieden. Deshalb weisen 
beide Seiten alle Erscheinungen juristischer Aggression, territorialer Revision 
und des Revanchismus in der BRD entschieden zurück. Das betrifft vor allem 
die Versuche, die von den sozialistischen Staaten mit der BRD abgeschlossenen
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